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Forderungen des Berufsverbandes Deutscher Psychologinnen und Psycholo-

gen e. V. (BDP) zur Stärkung der Psychosozialen Notfallversorgung: 

Psychische Resilienz in Extremereignissen 

 

Berlin, 19.6.2025 

Die geopolitische Lage hat zu einem Bewusstsein die Notwendigkeit einer Steigerung der Resilienz 

und Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland geführt. Der Berufsverband Deutscher 

Psychologinnen und Psychologen e. V. (BDP) teilt die Notwendigkeit von Investitionen zur Steige-

rung der Resilienz Deutschlands angesichts militärischer, aber auch terroristischer Bedrohungen 

und Gefahren. 

Bei den im Koalitionsvertrag 2025 geplanten Investitionsschwerpunkten ergibt sich allerdings eine 

gravierende Vernachlässigung der Psychischen Gesundheit. 

Der BDP richtet daher folgende Forderungen an die Bundespolitik: 

1. Die Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV) muss als eigenständiger Aufgabenbe-

reich in § 13 Abs. 1 des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes verankert wer-

den. 

2. Alle Elemente der psychosozialen Rettungskette müssen systematisch verzahnt 

und die schwachen Elemente verstärkt werden. 

3. Es müssen verstärkt sekundärpräventive Interventionen nach potentiell traumati-

schen Ereignissen eingesetzt und in der Finanzierung strukturell abgesichert wer-

den. 

4. Auf regionaler Ebene müssen Koordinierungsstellen des psychosozialen Krisenma-

nagements eingerichtet werden. 

5. Die kontinuierliche Weiterentwicklung der PSNV in Deutschland und verzahnten 

Planungen muss unter Beteiligung aller relevanten Akteur*innen und Fachver-

bände auf Landes- und Bundesebene erfolgen. 

Eine robuste psychosoziale Infrastruktur – mit klarer gesetzlicher Verankerung, verlässlicher Fi-

nanzierung, regionaler Koordination und systemischer Verzahnung aller Versorgungsstufen – ist 

somit kein optionales Add-on, sondern eine sicherheitspolitische Notwendigkeit. Die Stärkung der 

psychischen Gesundheit muss dabei als integraler Baustein verstanden werden, um Deutschlands 

Resilienz umfassend zu denken und zu gestalten. 
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